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SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS KARL ROEMER

VOM 17. OKTOBER 1972

Herr Präsident,

meine Herret? Richter!

In der Vorlagesache, die uns heute be­
schäftigt, geht es um die Gültigkeit der
Festsetzung eines Frei-Grenze-Preises
durch die Kommission.

Diese Festsetzung spielte eine Rolle im
Rahmen der Verordnung Nr. 19 (Amts­
blatt 1962, S. 933) über die schrittweise
Errichtung einer gemeinsamen Marktor­
ganisation für Getreide. Die genannte
Marktorganisation hatte nämlich — wie
schon wiederholt zu erklären war — kei­

ne Vereinheitlichung der Preise im Ge­
meinsamen Markt mit sich gebracht,
vielmehr blieben gewisse Preisunterschie­
de zwischen den Mitgliedstaaten zu­
nächst noch bestehen. Deshalb war es

notwendig, im Innern der Gemeinschaft
zum Zwecke der Preisangleichung Ab­
schöpfungen zu erheben. Für sie war ein­
mal maßgeblich das Preisniveau des Im­
portlandes, genauer gesagt: die von den
Richtpreisen abgeleiteten Schwellenprei­
se, die die Mitgliedstaaten nach Maßga­
be gemeinschaftsrechtlicher Normen
festsetzten. Zum anderen spielten die
Frei-Grenze-Preise der Exportstaaten ei­
ne Rolle. Für ihre Festsetzung war die
Kommission zuständig. Dafür bestimmt
Artikel 3 der Verordnung Nr. 19: „Der
Preis des aus dem ausführenden Mitglied­
staat stammenden Erzeugnisses frei
Grenze des einführenden Mitgliedstaats
wird auf der Grundlage der Preise be­
stimmt, die auf den für die Ausfuhr nach
dem betreffenden einführenden Mitglied­
staat repräsentativsten Märkten des aus­
führenden Mitgliedstaats gelten ..."
Weitere Einzelheiten sind in der Kom­
missionsverordnung Nr. 89 vom 25. Juli
1962 (Amtsblatt 1962, S. 1899) festge­
legt. Ihrem Artikel 2 zufolge ist „der
Frei-Grenze-Preis ... auf der Grundlage
des für den einführenden Mitgliedstaat
günstigsten Preises, der auf den für die

Ausfuhr in diesen Mitgliedstaat reprä­
sentativsten Märkten gilt, sowie unter
Berücksichtigung der Transportkosten
zu bestimmen". Nach Artikel 3 sind „als
repräsentativste Märkte . . . für jedes Er­
zeugnis diejenigen Märkte der ausführen­
den Mitgliedstaaten anzusehen, von de­
nen das Erzeugnis zum günstigsten Preis
in den einführenden Mitgliedstaat ausge­
führt werden kann". Artikel 4 gibt eine.
Definition des günstigsten Preises als des
Preises, „der unter Berücksichtigung der
nach Artikel 6 berichtigten Preise auf
den repräsentativsten Märkten und der
in diesen Preisen noch nicht enthaltenen

etwaigen Transport- und Vermarktungs­
kosten am niedrigsten ist". Artikel 5
schließlich schreibt vor, daß „die niedrig­
sten Transportkosten bis zum Handels­
platz der Zone mit dem größten Zuschuß­
bedarf des einführenden Mitgliedstaats
zugrunde zu legen" sind. „In den Fäl­
len", so heißt es weiterhin, „in denen der
Handelsplatz der Zone mit dem größten
Zuschußbedarf mit einem in der Anlage
zur Verordnung Nr. 68 (Amtsblatt 1962,
S. 1861) der Kommission über die Krite­
rien für die Bestimmung der cif-Preise
für Getreide, Mehl, Grob- und Feingrieß
genannten Grenzübergangsort nicht
übereinstimmt, sind von den niedrigsten
Transportkosten bis zum Handelsplatz
der Zone mit dem größten Zuschußbe­
darf des einführenden Mitgliedstaats die
Kosten des Transports vom Grenzüber­
gangsort zum Handelsplatz der Zone mit
dem größten Zuschußbedarf abzuzie­
hen". Das traf für Einfuhren in die Bun­

desrepublik Deutschland zu, weil in der
Anlage zu der erwähnten Verordnung Nr.
68 als Grenzübergangsort Emmerich ge­
nannt ist, während der Handelsplatz der
Zone mit dem größten Zuschußbedarf in
der Bundesrepublik Duisburg ist.
Für Maisausfuhren aus Frankreich in die

Bundesrepublik Deutschland erfolgte
diesen Vorschriften entsprechend die
Preisfestsetzung für die Woche ab 24. Ja-
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nuar 1966 durch eine Entscheidung der
Kommission vom 21. Januar 1966. In ihr
ist als Frei-Grenze-Preis ein Betrag von
508,86 ffrs genannt.
Diese Entscheidung ist auch für die Klä­
gerin des Ausgangsverfahrens von Be­
deutung. Sie erhielt nämlich von der Ein­
fuhr- und Vorratsstelle für Getreide und

Futtermittel in Frankfurt, der zuständigen
deutschen Marktordnungsbehörde, am
28. Januar 1966 eine für den Monat Fe­
bruar 1966 gültige Einfuhrgenehmigung,
auf deren Grundlage in dem genannten
Monat bestimmte Mengen Mais aus
Frankreich importiert worden sind. In
der Einfuhrgenehmigung hat die Ein­
fuhr- und Vorratsstelle aufgrund des ge­
nannten Frei-Grenze-Preises im voraus

eine Abschöpfung in Höhe von 11,59
DM pro Tonne festgesetzt. Die Lizenz­
nehmerin hält diesen Betrag jedoch nicht
für angemessen. Sie ist der Auffassung, die
Kommission sei bei der Festlegung des
Frei-Grenze-Preises nicht korrekt vorge­
gangen und sie habe damit die Erhebung
eines zu hohen Abschöpfungssatzes ver­
anlaßt. Deshalb hat sie gegen den Ab­
schöpfungssatz Einspruch eingelegt und
später Klage beim Hessischen Finanzge­
richt erhoben mit dem Ziel, den Ab­
schöpfungsbetrag gemäß ihren Vorstel­
lungen vom zutreffenden Frei-Grenze-
Preis um 10,57 DM auf 1,02 DM zu er­
mäßigen.
Da sich die Klage — wie gezeigt — auf
die These stützt, die Entscheidung der
Kommission über die Festsetzung des
Frei-Grenze-Preises sei fehlerhaft, also
ungültig, hat das angerufene Gericht im
Hinblick auf die Vorschrift des Artikels
177 des EWG-Vertrags durch Beschluß
vom 9. März 1972 das Verfahren ausge­
setzt und folgende Frage zur Vorabent­
scheidung vorgelegt:
Ist die Entscheidung der Kommission der
EWG, mit der sie den Frei-Grenze-Preis
zum 28. Januar 1966 für den Import von
französischem Mais in die Bundesrepu­
blik Deutschland auf 508,86 ffrs je Ton­
ne festgesetzt hatte, gültig?
Wie diese Frage zu beantworten ist, wol­
len wir nunmehr sehen, d. h. wir wollen
prüfen, was von den von der Klägerin

des Ausgangsverfahrens erhobenen Ein­
wendungen und von den Rechtferti­
gungseinlassungen der Kommission (dies
sind die einzigen am Vorlageverfahren
Beteiligten) zu halten ist.
1. Vorweg muß betont werden, daß die
Beteiligten übereinstimmend und zutref­
fend davon ausgehen, bei der Festset­
zung der Frei-Grenze-Preise sei eine pau­
schalierende Methode anzuwenden und
nicht auf die Daten eines konkreten Im­

portgeschäfts abzustellen gewesen (eine
Ansicht, die auch in der Rechtsprechung
schon gutgeheißen worden ist). Des wei­
teren besteht Einigkeit über eine Reihe
von Elementen, die die Kommission bei
ihren Berechnungen berücksichtigt hat. Im
einzelnen will ich sie jetzt nicht aufzäh­
len. Erwähnt sei lediglich der Angebots­
preis für Mais in Bayonne, d. h. auf dem
für die Ausfuhr in die Bundesrepublik
repräsentativsten französischen Markt.
Dagegen sind im Streit gewisse Elemente
der Transportkosten im weitesten Sinne
(inklusive Be- und Entladekosten) sowie
die Gewinnspanne des Exporteurs, die in
den Vermarktungskosten enthalten sein
muß.

Zunächst beanstandet die Klägerin —
um weiter ins einzelne zu gehen —, daß
die Kommission für Beladekosten in

Bayonne nur einen Betrag von 6,60 ffrs
angesetzt hat. Richtig sei es, insofern
11 ffrs anzunehmen und dazuhin wahr­

scheinlich noch 2 ffrs für das Verbringen
der Ware von der Reling des Seeschiffes
bis zum Boden des Seeschiffes anzuset­

zen. — Des weiteren hält es die Klägerin
nicht für zutreffend, für Entladekosten in
Rotterdam (wo die Ware vom Seeschiff
auf Binnenschiffe verbracht werden

muß) nur einen Betrag von 4,32 ffrs zu
berücksichtigen. Zusätzlich in Betracht
käme auch ein Betrag von 0,50 ffrs für
Ausladekontrolle und 2,- ffrs für Free-
out-Kosten (d. h. für das Herausnehmen
der Ware vom Boden des Seeschiffes bis

zur Reling des Seeschiffes), — Richtig sei
sodann auch nicht, die Kosten für den
Transport von Rotterdam nach Emme­
rich (dem maßgeblichen deutschen
Grenzübergangsort) lediglich auf 4,64
ffrs zu beziffern, dafür seien in Wahrheit
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8,50 ffrs zu berücksichtigen. — Schließ­
lich kritisiert die Klägerin die von der
Kommission einkalkulierte Gewinnspan­
ne in Höhe von 6,25 ffrs, wie sie sich er­
gibt, wenn von der von der Kommission
angesetzten Vermarktungskostenpau­
schale in Höhe von 10 ffrs bestimmte

Vermarktungskosten abgezogen werden
(nämlich Zinsen des Exporteurs für die
Finanzierung des Kaufpreises bis zu sei­
ner Entrichtung durch den Importeur in
Höhe von 2,50 ffrs; Bank- und Inkasso­
gebühren in Höhe von 0,25 ffrs und
Agentenkommission in Höhe von 1 ffr).
Richtig sei es demgegenüber, von einer
Vermarktungskostenpauschale in Höhe
von 22 ffrs auszugehen, wonach sich eine
Gewinnspanne in Höhe von 8,93 ffrs er­
gebe, wenn gewisse Kosten in Abzug ge­
bracht werden (genauer: Transportversi­
cherung 0,50 ffrs, Zinsen des Exporteurs
2,50 ffrs, Ausladekontrolle 0,50 ffrs,
Agentenkommission 1 ffr, Bank- und
Inkassogebühren 0,25 ffrs, free-out-Ko­
sten Bayonne und Rotterdam je 2 ffrs
und Entladekosten Rotterdam 4,32 ffrs).
Für die von ihr genannten Werte bezieht
sich die Klägerin im wesentlichen auf
Mitteilungen des ONIC (Office national
interprofessionnel des céréales), d. h. der
zuständigen französischen Marktord­
nungsbehörde, die als solche auch der
Kommission gemäß Artikel 7 der Ver­
ordnung Nr. 89 Marktdaten zu liefern
und Vorschläge für die Festsetzung der
Frei-Grenze-Preise zu machen hatte. Au­

ßerdem rechtfertigt die Klägerin ihre
Einwendungen unter Berufung auf den
Umstand, daß der Transport von Getrei­
de von Bayonne nach Rotterdam in Kü­
stenmotorschiffen ohne eigenes Ladege­
schirr erfolgt. Dafür würden nur reine
Nettofrachten berechnet unter Ausschluß

der Kosten für das Verbringen auf das
Schiff und für das Ausladen aus dem
Schiff. Die genannten Kosten würden al­
so von der Free-on-board-Klausel in sol­
chen Fällen üblicherweise nicht erfaßt.

Die Kommission macht demgegenüber
geltend, sie habe die von dem ONIC ge­
lieferten Zahlen nicht einfach überneh­

men dürfen. Es obliege ihr vielmehr die
Pflicht, mit Hilfe eigener Sachverständi-

ger, die ständigen Kontakt mit Handels­
und Abladerkreisen haben, die mitgeteil­
ten Werte zu überprüfen. Daß dies ge­
rechtfertigt sei, erhelle schon daraus, daß
das ONIC ständig gleiche Werte angege­
ben habe, obgleich die Frachtraten häufi­
gen Schwankungen unterworfen seien.
Auch erscheine bezeichnend, daß das
ONIC entgegen seiner Mitteilung über
die Vermarktungskostenpauschale in
Diskussionen mit Kommissionsexperten
und Sachverständigen aus anderen Mit­
gliedstaaten im Rahmen des Verwal­
tungsausschusses mit der Annahme einer
Vermarktungskostenpauschale in Höhe
von 10 ffrs einverstanden gewesen sei.
Schließlich ergebe sich ein starkes Indiz
für den Schluß, die Kommission habe bei
der Festsetzung des Frei-Grenze-Preises
keine Fehler gemacht, aus der zu jener
Zeit praktizierten Höhe der Angebots­
preise cif Duisburg, mit denen die von
der Kommission errechneten Frei-Gren­

ze-Preise bei einer Umrechnung auf das
Niveau des genannten Handelsplatzes
übereinstimmten.

Wenn wir uns überlegen, was von die­
sem Streit zu halten ist, so muß zunächst
eingeräumt werden, daß es sicher be­
denklich erscheint, daß das ONIC trotz
unbestreitbarer Schwankungen auf dem
Frachtenmarkt über längere Zeiträume
hinweg offenbar unveränderte Werte
mitgeteilt hat. Auch muß zu denken ge­
ben, daß das ONIC im Verwaltungsaus­
schuß (dies wurde jedenfalls nicht be­
stritten) eine Vermarktungskostenpau­
schale in Höhe von 10 ffrs akzeptiert hat
und damit von dem Wert (22 ffrs) abge­
rückt ist, den es selbst mitgeteilt hat.
Weiterhin mag man sich sagen, daß das
ONIC hinsichtlich der Rheinfrachten (ei­
nes gleichfalls umstrittenen Betrages)
wahrscheinlich kein so zuverlässiges Bild
hatte, wie es sich die Kommission mit
Hilfe direkter Kontakte verschaffen

konnte, und daß das ONIC möglicher­
weise tarifgebundene, also höhere natio­
nale Frachten für die Strecke Rotterdam—

Emmerich zugrunde gelegt hat, anstatt
von den niedrigeren Kotierungen für in­
ternationale Transporte auszugehen, wie
sie die Frachtenbörsen Rotterdam und
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Duisburg lieferten. — Damit ergibt sich
zweifellos eine gewisse Schwächung der
klägerischen Argumentation, soweit sie
sich allein auf ONIC-Angaben stützt.
Dazu kommen außerdem die folgenden,
gleichermaßen gegen die klägerische Ar­
gumentation wirkenden Überlegungen.
— Die Klägerin spricht davon, für den
Transport Bayonne—Rotterdam seien in
der Kegel Küstenmotorschiffe verwendet
worden, und es seien üblicherweise Net­
tofrachten in Rechnung gestellt worden.
Dies schließt nicht aus, daß dann und
wann auch niedrigere als die von ihr an­
genommenen Transportkosten entstan­
den sind. Das aber ist für die Anwen­
dung der Verordnung Nr. 89 deswegen
von Bedeutung, weil nach ihr die nied­
rigsten Kosten maßgeblich sein sollen. —
Zu den Verlade- und Entladekosten (für
das Verbringen der Ware von der Reling
des Seeschiffes bis zum Boden des See­

schiffes und umgekehrt), die in der Rech­
nung der Kommission angeblich nicht
berücksichtigt worden sind, ist zu sagen,
daß die Klägerin selbst für das Heraus­
nehmen des Getreides in Rotterdam und
das Verladen in das Binnenschiff etwa je
2 hfl (5,43 ffrs) in Ansatz gebracht hat.
Bedenkt man in diesem Zusammenhang,
daß die Kommission die Umladekosten
in Rotterdam auf 4,32 ffrs beziffert, so
ist beim Vergleich mit den von der Klä­
gerin genannten Zahlen schwerlich ein­
leuchtend, es seien zusätzlich 2 ffrs für
Free-out-Kosten zu berücksichtigen. So
gesehen erscheint auch höchst zweifel­
haft, ob tatsächlich in Bayonne zusätz­
lich zu den von der Kommission genann­
ten Beladekosten in Höhe von 6,60 ffrs
oder sogar zu den von der Klägerin ge­
nannten Kosten in Höhe von 11 ffrs wei­
tere 2 ffrs für das Verbringen der Ware
von der Reling des Seeschiffes auf den
Boden des Seeschiffes berechnet werden
müssen (eine Annahme, die die Klägerin
selbst nur für möglich hält bei einer be­
stimmten Auslegung der Fob-Klausel).
— Zu der Gewinnspannendifferenz end­
lich, die sich aus einem Vergleich der
Werte der Kommission mit den Werten

der Klägerin ergibt, ist noch anzumer­
ken, daß sie verhältnismäßig geringfügig

ist. Hält man sich zudem vor Augen, daß
die Kommission auch insofern von den
niedrigstmöglichen Werten ausgehen
mußte und daß die von ihr über einen
längeren Zeitraum hin unverändert an­
gesetzten Zahlen anscheinend niemals
Anlaß zu Beschwerden gegeben haben,
so dürfte es kaum angebracht sein, in
diesem Zusammenhang von einem Er­
messensfehler zu sprechen.
Indessen zögere ich gleichwohl, ein ab­
schließendes Urteil allein auf diese Über­
legungen zu stützen und die klägerischen
Beschwerden damit als einwandfrei ent­
kräftet anzusehen. Prozeßrechtlich wäre
dies kaum zu vertreten. Naheliegend
müßte es vielmehr erscheinen, in einer
Situation wie der sich uns darbietenden

weitere Nachforschungen anzustellen,
um absolute Klarheit zu erhalten. Dafür

käme etwa in Betracht eine Anhörung
des ONIC, bei der es seinen Standpunkt
erläutern könnte, oder die Möglichkeit,
in Fachkreisen Werte, insbesondere über
Frachtraten, Lade- und Entladekosten,
unmittelbar zu ermitteln.
Letztlich halte ich es freilich nicht für

angezeigt, diesen Weg vorzuschlagen und
die Angelegenheit so zu einer definitiven
Beurteilung zu bringen. Dafür spielt ein­
mal die Überlegung eine Rolle, daß
Zweifel an der Nützlichkeit eines sol­
chen Aufklärungsversuches in Anbe­
tracht der inzwischen verstrichenen Zeit­
räume nicht unbegründet sind. Zum ande­
ren — und das ist noch wichtiger —
scheint eine Lösung aus anderer Sicht
durchaus in zuverlässiger Weise möglich
zu sein. Insofern erinnere ich daran, daß
die Kommission auch geltend gemacht
hat, bei der Festsetzung des strittigen
Frei-Grenze-Preises hätten ihr Angaben
über Angebotspreise cif Duisburg bei
Ankunft im Januar 1966 vorgelegen, die
aus Händlerkreisen (Deutsches Getreide­
kontor) und von der Einfuhr- und Vor­
ratsstelle stammten. Diese aber hätten
sich mit den Werten gedeckt, zu denen
man durch Weiterrechnung der Frei-
Grenze-Preise auf die Basis Duisburg ge­
langen konnte. Tatsächlich stellt dies
nach meiner Überzeugung für die Beur­
teilung des vorliegenden Falles ein we-
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sentliches Element dar. Seine Berücksichti­
gung kann nicht etwa — wie es die Klä­
gerin versucht — mit der Einwendung
ausgeschlossen werden, die Kommission
dürfe bei ihren Berechnungen allein von
den Marktdaten des Exportlandes sowie
den ermittelten Transport- und Ver­
marktungskosten ausgehen. In Wahrheit
ergibt sich aus Artikel 8 der Verordnung
Nr. 89 mit Klarheit, daß die Kommission
auch die Pflicht hat, „bei der Festsetzung
der Frei-Grenze-Preise . . . die Unterlagen
mit heran (zuziehen), die ihr gegebenen­
falls von den einführenden Mitgliedstaa­
ten . . . mitgeteilt worden sind". Desglei­
chen verfängt die Einwendung der Klä­
gerin nicht, es hätten seinerzeit auch hö­
here Notierungen auf dem deutschen
Markt existiert und es ließen sich die
von der Kommission angegebenen Werte
unter Umständen durch besondere Fak­
toren erklären, wie: zu einem früheren
Zeitpunkt vorgenommene Einfuhren
oder Einfuhren aufgrund vorausfixierter
Lizenzen. Was den letzten Teil dieses
Vorbringens angeht, so ließen sich mei­
nes Erachtens damit allenfalls einzelne
Notierungen erklären, nicht aber ein ge­
nerelles Marktbild, wie es sich in den
von der Kommission genannten Werten
wohl widergespiegelt hat. Zum anderen
müssen die von der Klägerin erwähnten
höheren Notierungen deswegen außer
Betracht bleiben, weil sich die Kommis­
sion — wie schon gesagt — nach dem
System der Marktordnung an den nied­
rigsten als für den Markt gefährlichsten
Werten zu orientieren hat.

Somit läßt sich, indem man zu den die
klägerische Argumentation betreffenden
Bedenken den Rückschluß aus den von
der Kommission genannten, damals für
den Markt in der Bundesrepublik kenn­
zeichnenden Werten hinzufügt, letztlich
als Ergebnis festhalten, daß die Richtig­
keit der Frei-Grenze-Preisentscheidung
der Kommission, was die zu berücksich­
tigenden Marktfaktoren angeht, nicht in
Zweifel gezogen werden kann.

2. Nun soll die Entscheidung der Kom­
mission aber auch aus einem anderen
Grunde fehlerhaft sein, und zwar nach
Ansicht der Klägerin deshalb, weil die

Umrechnung des Frei-Grenze-Preises aus
französischen Franken in Deutsche Mark

zu dem Umrechnungskurs erfolgt ist,
„der der Währungsparität entspricht, die
beim Internationalen Währungsfonds an­
gemeldet und von diesem anerkannt
worden ist" (Artikel 2 Absatz 1 der Ver­
ordnung Nr. 129 des Rates vom 23. Ok­
tober 1962 (Amtsblatt 1962, S. 2553).
Dieser Kurs sei damals vom effektiven
Wechselkurs auf dem deutschen Devi­

senmarkt erheblich abgewichen. Hätte
man den letzteren zugrunde gelegt, so
wäre nach Auffassung der Klägerin ein
um etwa 1 % höherer Frei-Grenze-Preis

zustande gekommen und die Abschöp­
fung um einen entsprechenden Betrag
niedriger gewesen. Tatsächlich habe die
Kommission nach Artikel 2 Absatz 2 der

genannten Ratsverordnung die Möglich­
keit gehabt, den effektiven Wechselkurs
anwenden zu lassen. Daß sie davon kei­

nen Gebrauch gemacht, der Bundesregie­
rung eine entsprechende Ermächtigung
also nicht erteilt habe, stelle einen Er­
messensfehler dar, der bei der Würdi­
gung der Frei-Grenze-Preisentscheidung
nicht außer acht gelassen werden dürfe.
Lassen Sie uns also auch noch zusehen,
was von dieser Argumentation zu halten
ist.

Dabei ergibt sich zunächst die Feststel­
lung, daß in dem Vorlagebeschluß vom
9. März 1972 eine Prüfung der Gültigkeit
der Kommissionsentscheidung unter dem
soeben erwähnten Aspekt nicht bean­
tragt wurde. Die Klägerin hat diese Ar­
gumentation vielmehr dem Finanzgericht
gegenüber erst in einem Schriftsatz vom
5. Juli 1972 vorgetragen. Sie wurde dann
vom Berichterstatter des Gerichtes durch
Schreiben vom 10. Juli 1972 dem Ge­
richtshof mitgeteilt und dem Gerichtshof
„anheimgestellt, die von der Klägerin an­
geführten Umstände bei seiner Entschei­
dung ... zu berücksichtigen". Dies stellt
sicherlich ein ungewöhnliches Vorgehen
dar, und man kann verstehen, daß der
Vertreter der Kommission in der mündli­

chen Verhandlung Bedenken dazu geäu­
ßert hat. In der Tat hat die Meinung ei­
niges für sich, es müsse das vorlegende
Gericht in der Zusammensetzung, in der
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es nach der Vorabentscheidung durch
den Gerichtshof über das nationale Ver­

fahren entscheidet, den Gerichtshof mit
einer Vorlage befassen und darin die
Thematik des Verfahrens genau umgren­
zen. Unzulässig sei es also, daß der Stoff
des Vorlageverfahrens in der vorhin ge­
zeigten Art und Weise ausgeweitet wird.
— Andererseits ist allerdings zu beden­
ken, daß wir es gegenwärtig mit einer
Gültigkeitsprüfung zu tun haben. In ei­
nem solchen Verfahren mag es nicht un­
vertretbar erscheinen, daß noch vor dem
Gerichtshof neue Gesichtspunkte ins
Feld geführt und — wenn ihre Stichhal­
tigkeit nicht ohne weiteres von der Hand
zu weisen ist — in die Prüfung miteinbe­
zogen werden. Das kann geschehen, weil
so unter Umständen ein weiteres Vorla­
geverfahren vermieden, also der Prozeß­
ökönomie gedient wird. Ich werde des­
halb jetzt ohne weitere Vertiefung der
Zulässigkeitsfrage auf die zusätzlich vor­
getragene Gültigkeitsfrage noch einge­
hen, und dies nicht zuletzt mit Rücksicht
darauf, daß auch der Gerichtshof den
Beteiligten anheimgestellt hat, sich dazu
zu äußern. Diese Ausdehnung der Prüfung
erfolgt im übrigen um so unbedenkli­
cher, als sich alles Erforderliche ohne
langwierige Überlegungen und größere
Komplikationen erklären läßt.
Wie schon gesagt, bezieht sich die Kläge­
rin für ihren Standpunkt auf Artikel
2 Absatz 2 der Verordnung Nr. 129. Dort
lesen wir: „Sind jedoch in einem oder
mehreren Ländern die Abweichungen
des effektiven Wechselkurses auf dem
von den Währungsbehörden dieser Län­
der kontrollierten Devisenmarkt gegen­
über der beim Internationalen Wäh­

rungsfonds angemeldeten und von die­
sem anerkannten Währungsparität . . .
ausnahmsweise geeignet, die Durchfüh­
rung der Rechtsakte oder Bestimmungen
im Sinne des Artikels 1 zu gefährden"
(nämlich der Rechtsakte betreffend die
gemeinsame Agrarpolitik), „so können
der Rat oder die Kommission im Rah­
men der ihnen in diesen Rechtsakten

oder Bestimmungen übertragenen Befug­
nisse und nach den dort jeweils vorgese­
henen Verfahren beschließen, daß bei

Maßnahmen aufgrund dieser Rechtsakte
oder Bestimmungen für die betreffenden
Landeswährungen vorübergehend die
Wechselkurse zugrunde zu legen sind,
die nach Maßgabe von Absatz 4 auf dem
oder den repräsentativsten Devisenmärk­
ten notiert worden sind". Diese Lektüre
macht ohne weiteres klar, daß die An­
wendung der Ausnahmeregelung an au­
ßerordentlich strenge Voraussetzungen
geknüpft ist. Insoweit hat die von der
Kommission vertretene These durchaus

etwas für sich, an eine Anwendung sei
nur zu denken bei schweren Marktstö­
rungen, wenn durch Wechselkursabwei­
chungen die Funktionsfähigkeit der ge­
meinsamen Marktordnungen oder die
Durchführung der Agrarpolitik in Frage
gestellt würde. Daß dies in der jetzt in­
teressierenden Periode der Fall gewesen
sei, bestreitet die Kommission mit Nach­
druck, und dies wird übrigens auch von
der Klägerin gar nicht geltend gemacht.
Im Grunde argumentiert die Klägerin
ganz anders, nämlich unter Hinweis auf
die Verordnung Nr. 67 der Kommission
zur Festlegung der Kriterien für die Än­
derung der Abschöpfungssätze (Amts­
blatt 1962, S. 1860). Sie beruft sich auf
die in dieser Verordnung genannten
Schwankungen, und sie macht geltend,
das Vorliegen von Abweichungen in der
Größenordnung von über 0,75 Rech­
nungseinheiten sei als Indiz für die Exi­
stenz einer Marktstörung anzusehen.
Diese Argumentation ist jedoch offen­
sichtlich unhaltbar. Wie die Kommission

mit Recht hervorhebt, ist die Funktion
der Verordnung Nr. 67 eine andere. Es
sollen Abschöpfungsänderungen auf­
grund geänderter Marktfaktoren nur
vorgenommen werden, wenn gewisse
Mindestgrenzen überschritten sind. Un­
terhalb dieser Grenzen, so heißt es in der
Begründung der Verordnung ausdrück­
lich, dürfen etwaige Schwankungen nicht
berücksichtigt werden, „damit keine
übermäßige Komplizierung des Verfah­
rens zur Festsetzung der Abschöpfungen
eintritt". Es ist also die Zielrichtung und
die Akzentuierung der Verordnung Nr.
67 völlig anders als von der Klägerin
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dargestellt, und es läßt sich aus diesem
Grund sicher nicht sagen, bei Vorhan­
densein von Abweichungen in der Grö­
ßenordnung der Verordnung Nr. 67 ha­
be man stets von Marktstörungen, und
zwar von Marktstörungen im Sinne der
Verordnung Nr. 129 zu sprechen. Somit
kann zu dem zusätzlich von der Klägerin
vorgebrachten Aspekt gleichfalls festge­
halten werden, daß er keinen Anlaß bie-

tet, an der Gültigkeit der Frei-Grenze-
Preisentscheidung zu zweifeln, und dies
unbeschadet der Überlegung, daß Wech­
selkurse nicht nur bei der Umrechnung
der Frei-Grenze-Preise von Bedeutung
sind, sondern bereits — was das Gesamt­
bild beeinflußt — bei der Ermittlung ein­
zelner Berechnungsfaktoren, wie zum
Beispiel in dritten Staaten entstandener
Frachtkosten.

3. Meine Meinung kann ich nach alledem wie folgt zusammenfassen:

Die im Verfahren erkennbar gewordenen Umstände berechtigen nicht dazu,
an der Gültigkeit der Entscheidung der Kommission zu zweifeln, mit der sie
den Frei-Grenze-Preis zum 28. Januar 1966 für den Import von französischem
Mais in die Bundesrepublik Deutschland auf 508,86 ffrs je Tonne festgesetzt
hat.
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